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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf  die  Kleine  Anfrage  der  Abgeordneten  Mechthild  Dyckmans,  Jens  Ackermann,
 Dr. Karl Addicks, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
 – Drucksache 16/12749 –

 Abschaffung des Exequaturverfahrens

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Die  Anerkennung  und  Vollstreckung  ausländischer  Entscheidungen  in  Zivil-
 und  Handelssachen  in  den  Mitgliedstaaten  der  Europäischen  Union  wird  durch
 die  Verordnung  (EG)  Nr.  44/2001  geregelt.  Nach  deren  Artikel  33  werden  aus-
 ländische  Entscheidungen  anerkannt,  ohne  dass  es  hierfür  eines  besonderen
 Verfahrens  bedarf.  Sie  werden  gemäß  Artikel  38  in  einem  anderen  Mitglied-
 staat  vollstreckt,  wenn  sie  dort  auf  Antrag  eines  Berechtigten  für  vollstreckbar
 erklärt  worden  sind  (sog.  Exequaturverfahren).  Bei  Vorliegen  einer  der  in  den
 Artikeln  34  und  35  Absatz  1  genannten  Gründe  sind  Vollstreckbarerklärung  so-
 wie Anerkennung zu versagen.

 Die  Hochrangige  Beratende  Gruppe  zur  Zukunft  der  Europäischen  Justizpoli-
 tik,  der  ad  personam  auch  die  Bundesministerin  der  Justiz  angehörte,  hat  in
 ihrem  Bericht  die  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  als  „generelles  Ziel“
 bezeichnet  (Ratsdok.  11549/08,  S.  35).  Der  für  Justiz,  Freiheit  und  Sicherheit
 zuständige  Kommissar,  Vizepräsident  Jacques  Barrot,  hat  am  18.  März  2009
 vor  dem  Ausschuss  für  die  Angelegenheiten  der  Europäischen  Union  des  Deut-
 schen  Bundestages  erklärt,  das  Exequaturverfahren  müsse  „generell  abge-
 schafft werden.“

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Die  von  den  Fragestellern  angesprochene  Verordnung  (EG)  Nr.  44/2001  (nach-
 folgend:  Brüssel-I-Verordnung)  sieht  bereits  ein  vereinfachtes  Vollstreckbarer-
 klärungsverfahren  vor.  Denn  Entscheidungen  aus  anderen  Mitgliedstaaten  wer-
 den  im  Vollstreckungsstaat  auf  bloßen  Antrag  und  nach  Vorlage  weniger
 Dokumente  unmittelbar  für  vollstreckbar  erklärt,  ohne  dass  die  Entscheidung
 inhaltlich  oder  verfahrensmäßig  näher  überprüft  wird.  Erst  auf  einen  entspre-
 chenden,  von  der  Brüssel-I-Verordnung  eingeräumten  Rechtsbehelf  hin  über-
 prüft  das  Vollstreckungsgericht,  ob  der  Anerkennung  und  Vollstreckung  Hin-
 dernisse im Sinne der Brüssel-I-Verordnung entgegenstehen.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Umwelt,  Naturschutz  und
 Reaktorsicherheit vom 7.  Mai 2009  übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Die  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  stellt  innerhalb  der  justiziellen  Zu-
 sammenarbeit  in  Zivilsachen  nach  Artikel  61  Buchstabe  c  in  Verbindung  mit
 Artikel  65  des  Vertrages  über  die  Gründung  der  Europäischen  Gemeinschaft
 (EG)  kein  Novum  mehr  dar,  sondern  ist  in  Teilbereichen  bereits  verwirklicht.
 So  ist  das  Exequaturverfahren  (verbunden  mit  besondern  Vorschriften  zum
 Schutz  der  verpflichteten  Person)  abgeschafft  worden  in  Teilbereichen  der
 Verordnung  (EG)  Nr.  2201/2003  zur  elterlichen  Sorge  und  in  Ehesachen  (ABl.
 L  338  vom  23.  Dezember  2003,  S.  1),  in  der  Verordnung  (EG)  Nr.  805/2004  zur
 Einführung  eines  europäischen  Vollstreckungstitels  (ABl.  L  143  vom  30.  April
 2004,  S.  15),  in  der  Verordnung  1896/2006  zur  Einführung  eines  Europäischen
 Mahnverfahrens  (ABl.  L  399  vom  30.  Dezember  2006,  S.  1),  in  der  Verord-
 nung  (EG)  Nr.  861/2007  zur  Einführung  eines  Verfahrens  für  geringfügige  For-
 derungen  („small  claims“)  (ABl.  L  199  vom  31.  Juli  2007,  S.  1)  und  jüngst  in
 der  Verordnung  (EG)  Nr.  4/2009  zum  internationalen  Unterhaltsrecht  (ABl.  L  7
 vom 10.  Januar 2009, S.  1).

 Die  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  in  der  zuletzt  genannten  EG-Unter-
 haltsverordnung  war  bereits  Gegenstand  einer  Schriftlichen  Frage  vom  5.  Feb-
 ruar  2008  der  Abgeordneten  Mechthild  Dyckmans.  In  ihrer  Antwort  hat  die
 Bundesregierung  vor  dem  Hintergrund  der  damals  laufenden  Verhandlungen  zu
 dieser  Verordnung  bereits  darauf  hingewiesen,  dass  eine  ausgeglichene  Balance
 zwischen  den  Gläubiger-  und  den  Schuldnerrechten  gefunden  werden  müsse
 (Bundestagsdrucksache  16/8114).  Dies  gilt  umso  mehr,  als  die  Verordnung  aus
 deutscher  Sicht  nicht  nur  die  Vollstreckung  ausländischer  Titel  in  Deutschland
 ermöglicht,  sondern  gleichzeitig  dafür  Sorge  tragen  soll,  dass  deutsche  Unter-
 haltsgläubiger  ihre  Titel  im  Ausland  so  schnell  wie  möglich  vollstrecken  kön-
 nen.  In  ihrer  Antwort  auf  die  Schriftliche  Frage  hat  die  Bundesregierung  wei-
 terhin  ausgeführt,  dass  auch  aus  ihrer  Sicht  zum  Schutz  des  Schuldners
 besondere  Vorkehrungen  zu  treffen  seien.  Zum  einen  müssten  dem  Schuldner
 rechtsstaatliche  Garantien  für  ein  faires  Verfahren  gegeben  werden.  Zum  ande-
 ren  müssten  gleichzeitig  mit  der  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  die  Vor-
 schriften  zum  anwendbaren  Recht  vereinheitlicht  werden.  Darüber  hinaus
 müssten  die  in  der  Zivilprozessordnung  vorgesehenen  Schuldnerschutzvor-
 schriften aufrechterhalten bleiben.

 Die  Bundesregierung  fordert  auch  weiterhin  bei  jeder  sich  bietenden  und  geeig-
 net  erscheinenden  Gelegenheit  Vorkehrungen  zum  Schutz  des  Schuldners  im
 Zusammenhang mit der Abschaffung des Exequaturverfahrens.

 1.  Sind  die  Auswirkungen  der  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  bereits
 so  eingehend  untersucht  worden,  wie  dies  nach  Ansicht  der  Hochrangigen
 Beratenden  Gruppe  (Ratsdok.  11549/08,  S.  35)  Voraussetzung  für  die  Ab-
 schaffung dieses Zwischenverfahrens ist?

 Wenn  ja,  welche  Untersuchungen  liegen  vor,  und  zu  welchem  Ergebnis  ge-
 langen diese?

 Wenn  nein,  wird  die  Bundesregierung  europäischen  Rechtsakten,  die  die
 Abschaffung  dieses  Zwischenverfahrens  vorsehen,  zustimmen,  bevor  eine
 solche Untersuchung durchgeführt wurde?

 Auch  aus  dem  Bericht  der  Hochrangigen  Beratenden  Gruppe,  die  Vorschläge
 für  die  künftigen  Schwerpunkte  eines  neuen  JI-Mehrjahresprogramms  formu-
 liert  hat,  ergibt  sich,  dass  die  Bundesregierung  ihre  allgemeinen  Anforderungen
 an  die  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  in  die  dortigen  Verhandlungen
 eingebracht  hat.  Dieser  Bericht  fordert  nämlich,  dass  die  Abschaffung  des  Exe-
 quaturverfahrens  nur  auf  diejenigen  Bereiche  der  justiziellen  Zusammenarbeit
 in  Zivilsachen  ausgeweitet  wird,  in  denen  Regeln  zum  anwendbaren  Recht
 harmonisiert  worden  sind.  Darüber  hinaus  werden  ausreichende  rechtliche  Ga-
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rantien  (z.  B.  Mindeststandards  oder  gemeinsame  Vorschriften  zu  bestimmten
 Aspekten  des  Zivilverfahrens)  gefordert.  Schließlich  fordert  der  Bericht,  dass
 die  Auswirkungen  der  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  eingehend  unter-
 sucht  werden  müssen.  All  dies  bedurfte  besonderer  Anstrengungen,  da  andere
 EG-Mitgliedstaaten  der  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  weitaus  offener
 gegenüberstehen als die Bundesregierung.

 Die  Hochrangige  Beratende  Gruppe  hat  ihren  Bericht  der  Europäischen  Kom-
 mission  zugeleitet.  Die  Europäische  Kommission  wird  diesen  Bericht  bei  der
 Ausarbeitung  ihres  im  Juni  2009  zu  erwartenden  Vorschlags  für  ein  neues  JI-
 Mehrjahresprogramm  mit  berücksichtigen.  Ob  die  Europäische  Kommission
 das  Petitum  aufgreift,  die  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  ergänzend  ge-
 sondert  untersuchen  zu  lassen,  bleibt  abzuwarten.  Denn  sie  hat  bereits  eine  um-
 fangreiche  Studie  zur  Anwendungspraxis  der  Brüssel-I-Verordnung  in  den  Mit-
 gliedstaaten  in  Auftrag  gegeben,  die  von  den  Professoren  Dr.  Burkhard  Hess,
 Dr.  Thomas  Pfeiffer  und  Dr.  Peter  Schlosser  erstellt  worden  ist  (Hess/Pfeiffer/
 Schlosser,  The  Brussels  I  Regulation  44/2001,  Application  and  Enforcement  in
 the  EU,  München  2008).  Mit  dieser  Studie  sind  gemeinschaftsweit  breit  ange-
 legte  Praxisbefragungen  bei  Gerichten,  Rechtsanwälten,  Versicherungsunter-
 nehmen  und  Fachverbänden  durchgeführt  worden.  Die  Frage  nach  Erfahrungen
 mit  dem  aktuellen  Anerkennungs-  und  Vollstreckungsregime  der  Brüssel-I-Ver-
 ordnung  ist  hierbei  einer  von  mehreren  Gesichtpunkten.  Die  Autoren  der  Studie
 zeigen  die  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  als  einen  gangbaren  Weg  auf,
 um  die  Anerkennung  und  Vollstreckung  von  Entscheidungen  unter  den  EG-
 Mitgliedstaaten weiter zu beschleunigen.

 Vor  dem  Hintergrund  einer  entsprechenden  Berichtspflicht  aus  Artikel  73  der
 Brüssel-I-Verordnung  sowie  der  Studie  von  Prof.  Dr.  Burkhard  Hess,  Prof.
 Dr.  Thomas  Pfeiffer  und  Prof.  Dr.  Peter  Schlosser  hat  die  Europäische  Kom-
 mission  am  21.  April  2009  zeitgleich  einen  Bericht  über  die  Anwendung  der
 Brüssel-I-Verordnung  [Dok.  KOM  (2009)  174  endgültig]  sowie  ein  Grünbuch
 zur  Überprüfung  der  Brüssel-I-Verordnung  [Dok.  KOM  (2009)  175  endgültig]
 vorgelegt.  In  beiden  Dokumenten  wird  unter  anderem  auch  die  Abschaffung
 des  Exequaturverfahrens  im  Bereich  der  Zivil-  und  Handelssachen  zur  Diskus-
 sion gestellt.

 Der  in  den  Mitgliedstaaten  durchzuführende  Konsultationsprozess  zu  diesem
 Bericht  und  zum  Grünbuch  läuft  gegenwärtig  an.  Die  Bundesregierung  wird  die
 zu  beteiligenden  Kreise  bitten,  zur  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  im
 Rahmen  der  Brüssel-I-Verordnung  sowie  bejahendenfalls  zu  den  erforderlichen
 Begleitmaßnahmen,  insbesondere  zum  Schutz  des  Schuldners,  Stellung  zu  neh-
 men.  Mit  einer  Auswertung  der  Stellungnahmen  zum  Grünbuch  durch  die  Eu-
 ropäische  Kommission  ist  vor  Herbst/Winter  2009  nicht  zu  rechnen.  Die  Euro-
 päische  Kommission  beabsichtigt,  im  Anschluss  an  die  Auswertung,  das  heißt
 nicht  vor  Ende  des  Jahres  2009,  soweit  erforderlich,  förmliche  Gesetzgebungs-
 vorschläge  zur  Ergänzung  bzw.  Änderung  einzelner  Bestimmungen  der  Brüs-
 sel-I-Verordnung vorzulegen.

 Die  Bundesregierung  beabsichtigt,  ihre  Position  zur  Abschaffung  des  Exequa-
 turverfahrens  in  der  Brüssel-I-Verordnung  nach  Auswertung  der  deutschen
 Stellungnahmen  zu  formulieren,  und  behält  sich  vor,  gegebenenfalls  eine  wei-
 tere Studie einzufordern.
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2.  Wird  sich  die  Bundesregierung  auf  der  Basis  der  bisher  vorliegenden  Er-
 gebnisse für die Abschaffung des Exequaturverfahrens einsetzen?

 Wenn ja, warum?

 Wenn nein, warum nicht?

 Über  die  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  ist  bei  jedem  Rechtsakt  geson-
 dert zu entscheiden. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 1 verwiesen.

 3.  Welche  konkreten  Maßnahmen  meint  die  Hochrangige  Beratende  Gruppe,
 wenn  sie  vor  der  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  „ausreichende
 rechtliche  Garantien“  verlangt  (Ratsdok.  11549/08,  S.  35),  und  welche
 rechtlichen  Garantien  wird  die  Bundesregierung  vor  einer  Abschaffung  des
 Exequaturverfahrens verlangen?

 4.  Zu  welchen  Aspekten  des  Zivilverfahrens  soll  es  nach  Ansicht  der  Hoch-
 rangigen  Beratenden  Gruppe  (Ratsdok.  11549/08,  S.  35)  vor  der  Abschaf-
 fung  des  Exequaturverfahrens  gemeinsame  Vorschriften  geben,  und  zu  wel-
 chen  Aspekten  des  Zivilverfahrens  wird  die  Bundesregierung  vor  einer
 Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  gemeinsame  Vorschriften  verlangen?

 Die  Fragen  3  und  4  werden  wegen  des  Sachzusammenhangs  gemeinsam  be-
 antwortet.

 Wie  in  der  Vorbemerkung  der  Bundesregierung  bereits  angesprochen,  fordert
 der  Bericht  der  Hochrangigen  Beratenden  Gruppe  „ausreichende  rechtliche
 Garantien,  z.  B.  Mindeststandards  oder  gemeinsame  Vorschriften  zu  bestimmten
 Aspekten  des  Zivilverfahrens  sowie  entsprechende  Kollisionsnormen“,  das
 heißt  vereinheitlichte  Vorschriften  zum  anwendbaren  Recht.  Es  sollte  also  zu-
 mindest  feststehen,  dass  auf  einen  Rechtsstreit  mit  Auslandsberührung  in  allen
 Mitgliedstaaten  das  gleiche  Sachrecht  zur  Anwendung  kommt.  Die  Parteien
 müssen  sich  darüber  hinaus  auf  zivilprozessuale  Grundvoraussetzungen  ver-
 lassen  können.  Bei  diesen  zivilprozessualen  Mindeststandards  bzw.  den  ge-
 meinsamen  zivilprozessualen  Vorschriften  ist  insbesondere  an  Vorschriften  zur
 Absicherung  des  rechtlichen  Gehörs  des  Schuldners  zu  denken  (siehe  Frage  7).
 Darüber  hinaus  geht  es  auch  um  diejenigen  Aspekte,  welche  die  Fragesteller  in
 den Fragen 8 und 9 thematisieren.

 5.  Wie  wird  die  Bundesregierung  für  den  Fall  der  Abschaffung  des  Exequatur-
 verfahrens  sicherstellen,  dass  die  Anforderungen  des  Bundesverfassungs-
 gerichts  zur  generellen  Vollstreckungsmöglichkeit  ausländischer  Vollstre-
 ckungstitel,  wonach  neben  dem  ausländischen  Verfahrensrecht  auch  das
 materielle  ausländische  Recht  der  verfassungsrechtlichen  öffentlichen  Ord-
 nung  der  Bundesrepublik  Deutschland  entsprechen  muss  (BVerfGE  63,
 343, 366), eingehalten werden?

 Der  zitierte  Beschluss  des  Bundesverfassungsgerichts  ist  am  22.  März  1983  er-
 gangen  und  betraf  den  deutsch-österreichischen  Vertrag  vom  11.  September
 1970  über  Rechts-  und  Amtshilfe  in  Zoll-,  Verbrauchsteuer-  und  Monopolange-
 legenheiten  (BGBl.  1971  II  1002).  Hier  ging  es  um  die  Vollstreckung  öster-
 reichischer  Abgabenbescheide  durch  deutsche  Finanzbehörden.  Im  Ergebnis
 hatte  das  Bundesverfassungsgericht  keinen  Zweifel,  dass  das  materielle  öster-
 reichische  Abgabenrecht  der  verfassungsrechtlichen  öffentlichen  Ordnung  der
 Bundesrepublik  Deutschland  nicht  zuwiderlaufe  und  auch  das  österreichische
 Verfahrensrecht  den  zu  stellenden  rechtsstaatlichen  Mindestanforderungen  ge-
 nüge.  In  verfahrensrechtlicher  Hinsicht  verlangt  das  Bundesverfassungsgericht
 in  diesem  Beschluss  lediglich,  dass  das  Verfahrensrecht  des  Staates,  aus  dem
 der  Bescheid  stammt,  „einem  rechtlichen  Mindeststandard  genügt“  (BVerfGE
 63, 342, 366 und 378).
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Davon  abgesehen  beziehen  sich  die  Überlegungen  zur  Abschaffung  des  Exe-
 quaturverfahrens  in  der  Brüssel-I-Verordnung  auf  das  Zivilverfahrensrecht.
 Hier  liegt  der  Vollstreckung  im  Regelfall  eine  gerichtliche  Entscheidung  zu
 Grunde.  Die  Anerkennung  und  Vollstreckung  von  Entscheidungen  aus  anderen
 EG-Mitgliedstaaten  einschließlich  der  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens
 ist  in  der  Europäischen  Union  abgedeckt  durch  die  Kompetenz  zur  justiziellen
 Zusammenarbeit  in  Zivilsachen  nach  Artikel  61  Buchstabe  c  in  Verbindung  mit
 Artikel  65  Buchstabe  a  3.  Spiegelstrich  EG.  Der  Grundrechtsschutz,  den  die
 Europäische  Union  gewährleistet,  ist  dem  Grundrechtsschutz  des  Grundgeset-
 zes  (GG)  vergleichbar,  weshalb  Artikel  23  Absatz  1  GG  eine  entsprechende
 Übertragung von Hoheitsrechten an die Europäische Union ermöglicht.

 Ergänzend wird auf die Antwort zu den Fragen 6 bis 9 verwiesen.

 6.  Wie  wird  die  Bundesregierung  für  den  Fall  der  Abschaffung  des  Exequatur-
 verfahrens  sicherstellen,  dass  die  deutsche  Staatsgewalt  durch  die  Vollstre-
 ckung  ausländischer  Entscheidungen  nicht  gezwungen  wird,  gegen  die
 Grundrechte des Grundgesetzes zu verstoßen?

 7.  Wie  wird  die  Bundesregierung  für  den  Fall  der  Abschaffung  des  Exequatur-
 verfahrens  sicherstellen,  dass  die  deutsche  Staatsgewalt  nur  solche  auslän-
 dischen  Entscheidungen  vollstreckt,  vor  deren  Erlass  dem  Beklagten  recht-
 liches Gehör gewährt wurde?

 8.  Wie  wird  die  Bundesregierung  für  den  Fall  der  Abschaffung  des  Exequatur-
 verfahrens  sicherstellen,  dass  die  deutsche  Staatsgewalt  nur  Entscheidungen
 eines international zuständigen ausländischen Gerichts vollstreckt?

 9.  Wie  wird  die  Bundesregierung  für  den  Fall  der  Abschaffung  des  Exequatur-
 verfahrens  sicherstellen,  dass  nicht  eine  gerichtliche  Entscheidung  voll-
 streckt  wird,  die  mit  einer  oder  mehreren  früheren  Entscheidungen  unver-
 einbar ist, die zwischen denselben Parteien ergangen sind?

 Ergänzend  zur  Antwort  zu  Frage  5  werden  die  Fragen  6  bis  9  gemeinsam  be-
 antwortet.

 Die  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  in  der  Brüssel-I-Verordnung  würde
 sich  nur  auf  Entscheidungen  aus  den  anderen  EG-Mitgliedstaaten  und  nicht  auf
 Entscheidungen  aus  Drittstaaten  erstrecken.  Die  Europäische  Union  beruht  auf
 den  Grundsätzen  der  Freiheit,  der  Demokratie,  der  Achtung  der  Menschen-
 rechte  und  der  Grundfreiheiten  sowie  der  Rechtsstaatlichkeit  (Artikel  6  Absatz  1
 des  Vertrages  über  die  Europäische  Union  –  EUV).  Es  handelt  sich  um  Grund-
 sätze,  die  allen  EG-Mitgliedstaaten  gemeinsam  sind.  Darüber  hinaus  achtet  die
 Europäische  Union  die  Grundrechte,  wie  sie  in  der  am  4.  November  1950  in
 Rom  unterzeichneten  Europäischen  Konvention  zum  Schutze  der  Menschen-
 rechte  und  Grundfreiheiten  gewährleistet  sind  und  wie  sie  sich  aus  den  gemein-
 samen  Verfassungsüberlieferungen  der  Mitgliedstaaten  als  allgemeine  Grund-
 sätze  des  Gemeinschaftsrechts  ergeben  (Artikel  6  Absatz  1  EUV).  Über  den
 Schutz  dieser  Rechte  in  allen  Mitgliedstaaten  wachen  der  Europäische  Ge-
 richtshof  für  Menschenrechte  und  –  im  Rahmen  des  Anwendungsbereichs  des
 Vertrags  über  die  Europäische  Union  –  der  Europäische  Gerichtshof.  Das
 Bundesverfassungsgericht  hat  den  Grundrechtsschutz  durch  die  Europäische
 Union  als  dem  Grundrechtsschutz  nach  dem  Grundgesetz  gleichwertig  aner-
 kannt.

 Im  Fall  der  Abschaffung  des  Exequaturverfahrens  in  der  Brüssel-I-Verordnung
 würde  die  Bundesregierung  zum  Schutz  der  Schuldner  ganz  konkret  in  erster
 Linie  diejenigen  Vorschriften  nutzbar  machen,  die  in  vorhandenen  EG-Instru-
 menten  enthalten  sind,  welche  kein  Exequaturverfahren  mehr  vorsehen.  Hier-
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bei  ist  etwa  an  die  Rechtsbehelfe  zu  denken,  die  dem  Schuldner  trotz  Abschaf-
 fung  des  Exequaturverfahrens  im  Vollstreckungsstaat  verbleiben  (siehe  zuletzt
 den umfassenden Rechtsbehelf in Artikel 21 der Verordnung (EG) Nr. 4/2009).

 Hinsichtlich  Frage  8  ist  ergänzend  zu  bemerken,  dass  die  Brüssel-I-Verordnung
 in  ihrer  gegenwärtigen  Fassung  auch  schon  nur  eine  sehr  eingeschränkte
 Kontrolle  der  internationalen  Zuständigkeit  des  Gerichts  im  Ursprungsstaat
 vorsieht,  ohne  dass  hierzu  Probleme  aus  der  Praxis  bekannt  geworden  sind,
 welche diese Handhabe in Frage stellen könnten.

 Zu  Frage  9  ist  des  Weiteren  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Rechtshängigkeits-
 regeln  der  Brüssel-I-Verordnung  (Artikel  27  ff.  Brüssel-I-Verordnung)  dazu
 geschaffen  worden  sind,  um  Entscheidungen  zu  derselben  Rechtssache  in  ver-
 schiedenen EG-Mitgliedstaaten zu vermeiden.

 Schließlich  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Europäische  Kommission  die  Ein-
 haltung  des  Gemeinschaftsrechts  durch  die  Mitgliedstaaten  (einschließlich  der
 Vorschriften  zur  internationalen  Zuständigkeit  und  zur  anderweitigen  Rechts-
 hängigkeit  in  der  Brüssel-I-Verordnung)  von  sich  aus  überwacht  und  im  Wege
 des  Vertragsverletzungsverfahrens  den  Gerichtshof  der  Europäischen  Gemein-
 schaften anrufen kann.
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